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Durch den am 1. Dezember 2009 in Kraft
getretenen Lissabon-Vertrag erfuhr die
Europäische Union ihren bisher größten
Demokratisierungsschub. Das Europä-
ische Parlament wurde in der Gesetzge-
bung dem Rat in nahezu allen Politikbe-
reichen gleichgestellt, wodurch das Mit-
entscheidungsverfahren nicht nur dem
Namen nach sondern auch de facto zum
»ordentlichen Gesetzgebungsverfahren«
avancierte. Über 80 % der Gesetzgebungs-
akte fielen in der 7. Legislaturperiode 2009
bis 2014 unter diese Prozedur, in der 6.
Legislaturperiode waren es noch weniger
als die Hälfte der legislativen Dossiers.
Gleichzeitig wurden die direkten Einfluss-
möglichkeiten der Bürgerinnen und Bür-
ger mit dem demokratischeren Verfahren
zur Wahl des Kommissionspräsidenten,
der nunmehr von der Mehrheit der Mit-
glieder des Parlaments gewählt wird, und
der Einführung der Europäischen Bürger-
initiative (EBI) deutlich gestärkt. Warum
also sollte dieser Vertrag heute schon wie-
der obsolet sein? 

Das Hauptproblem des Vertrags von
Lissabon liegt nicht in den Neuerun-
gen, welche die demokratische Legitimität
der EU zweifelsohne gestärkt haben, son-
dern darin, dass die Konstruktionsfehler
der Währungsunion aus dem Vertrag von
Maastricht, wie zuvor schon in den Ver-
trägen von Amsterdam und Nizza, nicht
behoben wurden. Als der Euro, das quali-
tativ tiefgreifendste Integrationsprojekt
seit der Schaffung des Gemeinsamen Mark-
tes und dem Wegfall der Binnengrenzen,
entworfen wurde, gab es zahlreiche Mah-
nungen, dass für eine stabile gemeinsame
Währung nicht nur eine vergemeinschaf-
tete Geldpolitik, sondern auch eine ge-
meinsame Wirtschafts- und Fiskalpolitik

notwendig wären – ansonsten würde die
neue Währung aufgrund höchst unter-
schiedlich ausgerichteter Volkswirtschaf-
ten früher oder später unter Druck gera-
ten. Da eine weitergehende Kompetenz-
übertragung auf die europäische Ebene
politisch jedoch nicht durchsetzbar er-
schien, begnügte man sich damit – in der
Hoffnung, dass sich schon alle daran halten
würden – im Stabilitäts- und Wachstums-
pakt Verschuldungsgrenzen festzulegen
und die Mitgliedsstaaten zu einer Ko-
ordinierung ihrer nationalen Wirtschafts-
politiken aufzurufen. Die Mahner haben
Recht behalten. Die Regeln des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes wurden reihenwei-
se verletzt, ohne dass dies Folgen hatte.
Mögliche Sanktionen wurden dadurch ver-
hindert, dass die meisten Mitgliedsstaaten
Angeklagte und Geschworene zugleich wa-
ren. Gleichzeitig war die lose Koordinie-
rung der Wirtschaftspolitiken nicht dazu
geeignet, die strukturellen Ungleichge-
wichte der Mitglieder des Währungsrau-
mes zu verringern. Diese drifteten viel-
mehr zunehmend auseinander.

Die unvollständig ausgestaltete Wäh-
rungsunion begünstigte eine Situation, in
der die demokratischen Errungenschaf-
ten des Lissabon-Vertrags durch die Krisen-
dynamik und das Krisenmanagement unter
Druck geraten, da letzteres aufgrund feh-
lender Kompetenzen und Instrumente auf
europäischer Ebene intergouvernemental
geprägt ist. So wurde der drohende Staats-
bankrott einiger Krisenstaaten entschei-
dend durch die Rettungspakete des Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus (ESM)
und seiner Vorgänger verhindert. Dieser
ist jedoch ein rein zwischenstaatliches Ins-
trument außerhalb des EU-Rechtsrahmens,
bei dem die Mitgliedsstaaten der Euro-
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Zone als Kapitalgeber fungieren. Obwohl
häufig der Eindruck erweckt wird, die soge-
nannte »Troika« aus Europäischer Zentral-
bank, Europäischer Kommission und In-
ternationalem Währungsfonds (IWF) wür-
de über die im Gegenzug für günstige Kre-
dite geforderten Anpassungsprogramme
entscheiden, sind es letztendlich alleine
die in der Euro-Gruppe vertretenen Re-
gierungen und der IWF,die das letzte Wort
haben. Das Europäische Parlament als Ver-
tretung der Bürgerinnen und Bürger, die
unter den teils gravierenden ökonomischen
und sozialen Folgen der Anpassungspro-
gramme leiden müssen, kann hier kaum
Einfluss nehmen.

So kommen dann auch Entscheidun-
gen zustande wie im Fall Zyperns, das im
März 2013 aufgrund seines maroden und
überdimensionierten Bankensektors an
den Rand des Ruins geraten war. Die Re-
gierungen in der Euro-Gruppe forderten
im Gegenzug für das dringend benötigte
Hilfspaket richtigerweise eine Beteiligung
der privaten Gläubiger und Anleger der
Banken, vergaßen dabei aber zunächst
völlig, dass man Kleinsparer und reiche
russische Oligarchen, die Unmengen von
Schwarzgeld in Zypern geparkt hatten,
nicht in einen Topf werfen kann. Eine der-
artig unausgewogene Forderung wäre un-
ter Beteiligung des Europäischen Parla-
ments niemals zustande gekommen. Flan-
kiert wurde der ESM-Vertrag von dem
ebenfalls zwischenstaatlich geschlossenen
Fiskalpakt, welcher strengere Verschul-
dungsgrenzen und Sanktionsmöglichkei-
ten für die teilnehmenden Staaten vorsieht.
Auch hier bleibt das Europäische Parla-
ment außen vor. Zudem wurde die Forde-
rung der sozialdemokratischen Fraktion
im Europäischen Parlament, bei der Be-
rechnung der Neuverschuldung zwischen
wachstumsfördernden Investitionen und
sonstigen Ausgaben zu differenzieren,
nicht aufgenommen.

Gleichzeitig wurde der Lissabon-Ver-
trag an einigen Stellen bis zum äußersten

gedehnt. Die hohen Zinsaufschläge, wel-
che die Krisenstaaten berappen mussten,
um Staatsanleihen auf den Märkten zu
platzieren, fielen erst signifikant, als EZB-
Präsident Mario Draghi am 2.August 2012
ankündigte, die Zentral-
bank werde notfalls unbe-
grenzt Staatsanleihen der
betroffenen Staaten auf-
kaufen. Es ist jedoch nach
wie vor äußerst umstritten, ob das soge-
nannte Outright Monetary Transactions
Programm (OMT) der EZB überhaupt von
ihrem Mandat gedeckt ist. Erstmals in sei-
ner Geschichte hat das Bundesverfassungs-
gericht deshalb den Europäischen Ge-
richtshof in einem Vorabentscheidungs-
verfahren angerufen, das derzeit anhängig
ist. Auch die Diskussion um die Vervoll-
ständigung der Bankenunion zeigt, dass
die geltenden Verträge immer wieder an
ihre Grenzen stoßen. Während die Ein-
richtung eines gemeinsamen Aufsichtsme-
chanismus (Single Supervisory Mechanism,
SSM) und die Formulierung gemeinsamer
Regeln zur Bankenabwicklung vorange-
kommen sind, scheitert die Schaffung eines
Europäischen Bankenabwicklungsfonds,
welcher die Haftung der Steuerzahler für
Pleitebanken begrenzen würde, bisher am
Widerstand einiger Mitgliedsstaaten. Ins-
besondere der deutsche Finanzminister
bezweifelt, dass die Verträge hierfür eine
ausreichende Rechtsgrundlage bieten und
plädiert deshalb abermals für einen zwi-
schenstaatlichen Vertrag, anstatt die ge-
setzliche Grundlage für den Fonds, wie
von der Kommission vorgeschlagen und
vom Europäischen Parlament gefordert,
im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren
zu verabschieden.

Kompetenzen wurden somit nur dem
Anschein nach auf die europäische Ebene
übertragen. Tatsächlich verbleiben sie aber
bei den Mitgliedsstaaten, werden jedoch
im Zuge eines entstehenden Exekutivföde-
ralismus weitgehend der Kontrolle der na-
tionalen Parlamente entzogen, da diesen
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oft nichts bleibt, als vermeintlich »alterna-
tivlose« Entscheidungen der nationalen
Regierungen in Brüssel abzusegnen, wäh-
rend das Europäische Parlament nicht die
nötigen Rechte erhält,um die Lücke zu fül-
len. Das Ergebnis ist eine demokratische
Schieflage in der Europapolitik, durch die
das gesamte europäische Einigungswerk in
seinem Bestand gefährdet werden könnte.
Um dies zu verhindern, braucht die Union
eine neue vertragliche Grundlage, ein »Eu-
ropäisches Grundgesetz«, das zwei Anfor-
derungen erfüllen muss. Erstens muss die
Union handlungsfähiger werden, um ver-
gleichbare Krisen in Zukunft effektiver be-
kämpfen zu können und, wichtiger noch,
präventiv gegen wirtschaftliche Ungleich-
gewichte vorzugehen. Dazu muss die Euro-
zone ein eigenes Budget erhalten, mit dem
Strukturreformen in einzelnen Mitglieds-
staaten unterstützt werden können und
das, zum Beispiel über eine europäische
Sockelarbeitslosenversicherung, als auto-
matischer Stabilisator im Falle asymmetri-
scher wirtschaftlicher Schocks fungieren
kann. Auch muss die Union die Möglich-
keit erhalten Gemeinschaftsanleihen, zum
Beispiel für die Tilgung von Altschulden,
auszugeben, um den Zinsdruck auf einzel-
ne Mitgliedsstaaten zu verringern, ohne
auf die zweifelhafte Hilfe der EZB ange-
wiesen zu sein.

Zweitens muss die Union demokrati-
scher werden. Weitreichende Entscheidun-
gen wie die im Rahmen von ESM-Hilfen
geforderten Anpassungsprogramme müs-
sen genauso wie die Leitlinien für eine ge-
meinsame Wirtschaftspolitik Gegenstand
einer breiten Debatte in der europäischen
Bürgerkammer sein, im Zuge derer ver-
schiedene Konzepte in einem demokrati-
schen Wettbewerb gegeneinander antreten.
Die Europäische Kommission muss zu einer
vom Europäischen Parlament und dem Rat,
als Vertretung der Mitgliedsstaaten, kon-
trollierten Wirtschaftsregierung ausge-
baut werden. Leitbild bei dieser Umgestal-
tung muss die in Art. 10 EUV verankerte

parlamentarische Demokratie sein, deren
Verwirklichung nicht zuletzt vom Bundes-
verfassungsgericht eingefordert wird.

Nach den Erfahrungen des gescheiter-
ten Verfassungsvertrages und der schwie-
rigen Ratifikation des Vertrags von Lissa-
bon gibt es in Europa eine nachvollzieh-
bare Zurückhaltung, erneut
ein möglicherweise langwie-
riges Vertragsänderungs-
verfahren anzustoßen. Ins-
besondere in Frankreich
und den Niederlanden wirkt der Schock
über den negativen Ausgang der Referen-
den und den Riss, der teilweise quer durch
die Parteien ging, bis heute nach. Die De-
batte über die Zukunft der Union hat indes
längst begonnen. Sie ist jedoch von einer
unstrukturierten Vielstimmigkeit geprägt
– verschiedenste Akteure äußern aus ihrer
jeweiligen Perspektive Wunschvorstellun-
gen, ohne dass durch diese Zwischenrufe
eine konsistente Vision für die Fortent-
wicklung der EU entstünde. Nationale Par-
lamentarier drängen auf gestärkte Mitwir-
kungsrechte auf der europäischen Ebene,
der britische Premier David Cameron ver-
langt, getrieben von UKIP und Euroskep-
tikern seiner eigenen Partei, die Re-Na-
tionalisierung von Politiken und die Neu-
verhandlung der EU-Mitgliedschaft des
Vereinigten Königreichs, und Politiker aus
anderen Mitgliedsstaaten, wie Deutsch-
land und Italien, drängen wie das Euro-
päische Parlament auf Schritte in Richtung
einer politischen Union. Aus dieser Ge-
mengelage zu einem Vertragswerk zu ge-
langen, dem am Ende alle zustimmen kön-
nen, ist eine große Herausforderung, die
aber lösbar ist, wenn sich alle relevanten
Akteure dieser Aufgabe stellen. Ein euro-
päischer Konvent aus europäischen und
nationalen Parlamentariern, den Regie-
rungen der Mitgliedsstaaten und der EU-
Kommission sollte deshalb mit ausreichend
Zeit und in einem transparenten Verfahren
unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft
über die Vertiefung der Union beraten, wo-

Der Zukunfts-
debatte ein
Forum geben
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bei insbesondere auch über neue Formen
der differenzierten Integration nachge-
dacht werden muss, um allen Anforde-
rungen und den divergierenden Interessen
gerecht werden zu können. Die Versamm-
lung könnte nach der Europawahl und der
Wahl der neuen Europäischen Kommis-
sion Anfang 2015 ihre Arbeit aufnehmen.

Zugegeben, ein neuer Konvent wird ein
schwieriges Unterfangen. Es wäre jedoch
nicht zu verantworten, aus Furcht vor den
Schwierigkeiten in Untätigkeit zu verhar-
ren und damit der latenten Handlungs-
unfähigkeit und der Umgehung parla-
mentarischer Kontrollrechte in der Euro-
papolitik Vorschub zu leisten.

Ohne Öffentlichkeit keine Demokratie?
Das stimmt.Aber man kann sich durchaus
streiten, wer eigentlich fortgeschrittener
ist in Europa, die kontinentale Demokratie
oder die kontinentale Öffentlichkeit. Euro-
pas Bürgerkommunikation ist längst nicht
mehr alleine an den national tickenden
Massenmedien zu messen. Es wird Zeit,
dass die Politik sich von ihnen nicht mehr
in nationale Wahrnehmungsweisen hi-
neintreiben lässt. In der traditionellen Me-
dienwelt von Zeitungen und Fernsehen
wird Europa zumeist nur eingebaut in die
gerade aktuellen nationalen Aufregungs-
spiralen. Dort, wo Brüsseler Nachrichten
in eine nationale Politikerzählung passen
– über die Schwierigkeiten beim Klima-
schutz etwa oder über die Einkommens-
schere zwischen Arm und Reich – wird das
als Bestätigung und Verfestigung der Mei-
nungslage prominent berichtet. Und wenn
Brüssel wieder einmal Hemmschuh zu
sein scheint für etwas, das national gerade
populär ist,passt das auch immer ganz gut.

Die EU hilft dann immer mal, das eigene
Weltbild abzurunden.

Natürlich ist das dann aber nicht die
EU, sondern in der Regel nur das nationale
Bild von ihr. Die »deutsche Perspektive«,
oder die französische. Oder, da versteht
man das Argument besonders gut: die
griechische, die spanische. Denn europä-
ische Öffentlichkeit insgesamt bleibt die
Summe von Einzelöffentlichkeiten, wenn
man Öffentlichkeit von den großen Ver-
kaufsmedien her denkt. Oder von einer
Institutionenpolitik her, die ihre demokra-
tische Legitimation nach wie vor auf natio-
naler Ebene definiert, und sei es durch das
nationale Ergebnis bei Europawahlen.

Aber ist das noch die ganze Wirklich-
keit? Längst gibt es deutliche Zeichen da-
für, dass auch die nationalen Meinungs-
ströme nicht mehr unabhängig davon ent-
stehen, was in anderen europäischen Län-
dern gedacht wird. Mag in Europa Mei-
nungsbildung immer noch national daher
kommen, so ist sie letztlich doch stark be-

Richard Meng

Verdammt, es gibt sie!
Europas Öffentlichkeit entwickelt sich längst
über die national tickenden Medien hinaus
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